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Notes from a Booming Island

Die Entwicklung sozialer Ungleicheit von Männern und Frauen im Großbritannien der neunziger Jahre

„Unemployment at an 25 year low“ titelte der Guardian am 13 Juli 2000. Zu diesem Zeitpunkt hatte die offizielle Arbeitslosenziffer gerade 3.8% erreicht. Passend dazu verkündete der Finanzminister Gordon Brown eine Woche später, daß er zwischen 2001 und 2004 43 Milliarden Pfund zusätzlich für das Bildungs- und Gesundheitssystem, für städtische Problembezirke sowie das Verkehrswesen und die Polizei zur Verfügung stellen wird (Guardian 20.7.2000).

Großbritannien hat die Rezession zu Beginn der neunziger Jahre besser überwunden als viele andere europäische Länder. Seit dem Austritt des Landes aus dem europäischen Währungssystem 1992 hat sich die britische Wirtschaft erholt, die Wachstumsraten lagen mit 3% durchschnittlich zwischen 1993 und 1998 um einen Prozentpunkt über der Kontinentaleuropas (Volz 1999). Die öffentlichen Kassen sind gefüllt. Eine für deutsche Verhältnisse durchaus ungewohnte Situation, und eine Situation, die für die Nivellierung sozialer Ungleichheit günstig zu sein scheint. Wann, wenn nicht in Zeiten von Prosperität, von steigender Nachfrage nach Arbeitsplätzen und hoher Bereitschaft der Regierung, den öffentlichen Sektor zu unterstützen, sollten die Umstände gut sein, um den Zugang der Bürgerinnen und Bürger zu „allgemein verfügbaren und erstrebenswerten sozialen Gütern und/oder zu sozialen Positionen, die mit ungleichen Macht- und/oder Interaktionsmöglichkeiten ausgestattet sind“ (Kreckel 1992: 17) systematisch zu verbessern?

Wie es um die Beseitigung so definierter Ungleichheit zwischen den Geschlechtern in Großbritannien im Laufe der neunziger Jahre bestellt ist, ist Gegenstand dieses Textes. Er beruht auf der Annahme, daß nach wie vor das Beschäftigungssystem die zentrale Arena darstellt, in der die gesellschaftlich erstrebenswerten Güter und Positionen verteilt werden  und daß schon die Bedingungen für den Zugang zu dieser Arena für Männer und Frauen traditionell ungleich sind. 
 Dies gilt erstens im Hinblick auf Bildung, zweitens im Hinblick auf die Verantwortung für den privaten Haushalt und Kindererziehung. Ich werde deshalb zunächst untersuchen, welches die bildungs- und sozialpolitischen Voraussetzungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt für Männer und Frauen in den neunziger Jahren waren. Wie die tatsächliche Repräsentation der Geschlechter in der Beschäftigungsstruktur auf diesem Hintergrund aussieht, soll der zweite Schritt ergeben. Die Operationalisierung der „erstrebenswerten sozialen Güter und Positionen“ ist dabei schlicht: als erstrebenswert gelten sollen professioneller Status und ein gutes Einkommen. Ich werde zeigen, wie sich beides für Frauen im Laufe der neunziger Jahre verändert hat, wie die Annäherung zwischen den Geschlechtern aussieht und welches die zentralen Probleme für ein größeres Maß sozialer Gleichheit am Ende der Dekade sind. Der letzte Teil wird wesentliche, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Reformen der Labour-Regierung darstellen ihre mögliche Wirkung für die Beseitigung dieser Probleme einschätzen.

2. Voraussetzungen für den Zugang zum Beschäftigungssystem

2.1 Sozialpolitik

In Esping-Andersens Typologie der Sozialstaaten wird der britische als sozialdemokratisches Modell charakterisiert, das sich durch die Reformen der achtziger Jahre zum liberalen Typus hin entwickelt. Den sozialdemokratischen Ruf erwarb die britische Sozialpolitik durch den Beveridge-Report, der 1942 veröffentlicht wurde und die Grundlage für den 1946 verabschiedeten National Insurance Act bildete. Mit diesem Gesetz wurde in Großbritannien eine Kranken-, Arbeitslosen und Altersversicherung eingeführt, die aus Lohnbeiträgen finanziert wurde und Leistungen mit Einheitsniveau vorsah. Dieses Modell galt in seiner Zeit europaweit als revolutionär, weil hier erstmalig die Staatsbürgerversorgung der Konstruktion des Wohlfahrtsstaates zugrunde lag. Nicht nur der Erwerbsbürger sollte soziale Rechte erwerben können, wie etwa in Deutschland, sondern es wurden auch die Armutsrisiken von Menschen systematisch berücksichtigt, die keiner geregelten Erwerbstätigkeit nachgingen, d.h. vor allem nicht-erwerbstätige Ehefrauen und Kinder.
 Seit 1946 hatte in Großbritannien also jede Bürgerin und jeder Bürger Ansprüche auf einkommenssichernde Leistungen. Dieses Prinzip gilt bis heute. Gleichzeitig aber – und dies ist die ebenfalls schon lange existierende, liberale Seite der britischen Sozialpolitik – sind die staatlich garantierten Leistungen ausgesprochen niedrig und vielfach bedarfsgeprüft; die staatliche Rente beispielsweise hat noch zu keinem Zeitpunkt ausgereicht, um den Lebensunterhalt zu bestreiten.
 Im Gegensatz zu Deutschland ist Sozialpolitik in Großbritannien in erster Linie Armutspolitik (Daly 1996: 19-21; Kaufmann 1993: 162). Da das „De-kommodifikationspotential“ staatlicher Maßnahmen so gering ist, existieren für die Individuen starke Anreize, erwerbstätig zu sein.

Das liberale Prinzip gilt auch für die Familienpolitik, es drückt sich schlicht durch das Fehlen unterstützender Maßnahmen aus (Clarke/Henwood 1997: 184). Bis in die neunziger Jahre existieren keine Steuererleichterungen für Familien oder Ehen, es gibt keinen bezahlten Elternurlaub (Daly 1998; Ringen 1997: 60-69). Auch das Niveau der Kinderbetreuung für Kinder unter 5 Jahren ist sehr niedrig; traditionell stellt der britische Staat öffentliche Betreuungseinrichtungen ausschließlich für Kinder mit besonderen Problemen zur Verfügung. Für ein Viertel aller Kinder existierten öffentlich finanzierte Vorschuleinrichtungen, die sich allerdings wegen ihrer beschränkten Öffnungszeiten nicht als Einrichtungen eignen, die Eltern die Möglichkeiten geben könnten, Beruf und Kindererziehung zu vereinbaren (Ringen 1997: 70-79). Ausgelöst durch stark ansteigende Zahlen alleinerziehender Frauen, die Sozialhilfe bezogen, initiierte die Konservative Regierung zu Beginn der neunziger Jahre Reformen, deren Ziel es war, gering verdienende Mütter, die staatliche Einkommensbeihilfen bezogen, bei den Ausgaben für Kinderbetreuung zu unterstützen. Diese Unterstützung war aber zu gering und blieb so weitgehend wirkungslos (Kiernan et al 1988: 273f.). Am Ende der neunziger Jahre setzt die Labour-Regierung diese Reformen fort (s.u.).

Für Eltern mit schulpflichtigen Kindern wird es leichter, erwerbstätig zu sein, da Großbritannien über ein Ganztagsschulsystem verfügt. Die in den neunziger Jahren gültigen sozialpolitischen Regelungen suggerieren dennoch insgesamt, daß es eine Privatangelegenheit ist, Kinder zu haben und zu erziehen (Gauthier 1993: 152; Kaufmann 1993: 163).
 Anders als in Deutschland, wo das Ehegattensplitting noch gilt, ist es damit für britische Paare mit Kindern in jedem Fall auch kurzfristig für beide Partner ökonomisch lohnend, erwerbstätig zu sein. Auf lange Sicht gilt das wegen der niedrigen Sozialleistungen sowieso. Das Fehlen bezahlbarer Kinderbetreuung jedoch stellt auch einen Anreiz zur Vollzeitarbeit für Mütter kleiner Kinder dar. Für Mütter mit schulpflichtigen Kindern hingegen wird Teilzeitarbeit wieder lukrativer.

2.2 Bildung

Bildungspolitik

Bis Mitte der achtziger Jahre war das britische Schulsystem nach einem akademischen und einem berufsorientierten Zweig getrennt. Dieses System verfestigte soziale Unterschiede schon früh, schichtsspezifische, aber auch geschlechtsspezifische; die Fächerwahl von Mädchen und Jungen in der Schule war bis dahin fast vollständig verschieden. Ende der siebziger Jahre bahnte sich eine Veränderung dieses Systems an. Die tiefe Rezession und steigende Arbeitslosigkeit, insbesondere unter Jugendlichen führte bei den politisch Verantwortlichen und der Öffentlichkeit zu der Auffassung, daß tiefgreifende Veränderungen nötig seien, die die Schülerinnen und Schüler besser auf den Arbeitsmarkt vorbereiten sollten. So unternahm die konservative Regierung in den achtziger Jahren Reformen des Bildungssystems. Sie standen unter dem Leitmotiv, die Marktfähigkeit von Qualifikationen zu verbessern und zählen gleichzeitig zu den wirksamsten Maßnahmen im Hinblick auf die Beseitigung geschlechtsspezifischer Bildungspfade im Schulsystem (Heath 1997: 46; Weiner et al 1997). Ihr Kern war die Einführung einer einheitliche Prüfung für alle 16jährigen sowie eines nationalen Curriculums und nationaler Leistungsstandards in drei Pflichtfächern, Wissenschaften
, Mathematik und Englisch; sie wurde 1988 erstmals wirksam (Arnot et al 1998: 5, 46; Hitchcock 1988: 88ff.). Mädchen und Jungen waren so erstmals zur Wahl eines standardisierten Fächerkanons gezwungen, der Trennung der Geschlechter während der allgemeinen Schulbildung war ein Ende gesetzt (Arnot et al 1998: 18). Der in den achtziger Jahren ebenfalls stattfindende Aufbau berufsorientierter Kurse für alle 14-18jährigen, die ebenfalls die Auflage hatten, geschlechtsstereotyper Fächerwahl entgegenzuwirken, blieb hingegen wirkungslos (Heath 1997). Das gleiche gilt für Maßnahmen zur besseren Standardisierung der beruflichen Bildung (Arnot et al. 1998: 6).

In den neunziger Jahren verschob sich der Schwerpunkt der Bildungspolitik, an die Stelle der Marktfähigkeit von Qualifikationen und Wettbewerb der Schulen untereinander trat die Sorge um Standardsicherung und Leistungsfähigkeit der einzelnen Schulen. Gleichstellungspolitiken zur Verbesserung der Chancen von Mädchen im Bildungswesen spielten keine Rolle mehr. Die öffentliche Debatte wurde im Gegenteil von der Frage bestimmt, ob Jungen zu den neuen Verlierern des Schulsystems gehören (Heath 1999).

Die Verteilung formaler Qualifikationen

Die Möglichkeiten von Mädchen und Jungen, mittels Bildung eine gute Ausgangsposition gegenüber dem Beschäftigungssystem zu bekommen, haben sich in den letzten 10 Jahren insgesamt verbessert, besonders rasant aber war diese Verbesserung für junge Frauen.

1. Der Notendurchschnitt von Mädchen war bei Ende der Schulpflicht in den neunziger Jahren konstant höher als der von Jungen. Die beschriebene Bildungsreform zeigte hier eine deutliche Wirkung. Denn Mädchen schnitten in den inzwischen für sie verpflichtenden, ehemals von Jungen dominierten Fächern Mathematik und Wissenschaft genauso gut ab wie Jungen, während Jungen im neuen Pflichtfach Englisch, ehemals von Mädchen bevorzugt gewählt, wesentlich schlechter waren als diese. In den nicht verpflichtenden Fächern des Curriculums trat die geschlechtsspezifische Trennung außer in Geschichte und Kunst wieder auf. In Physik, Technik und Ökonomie dominierten Jungen, in Hauswirtschaft, Sozial- und Berufskunde dominierten Mädchen (Arnot et al 1998: 10, 11, 13).

2. Der Anteil von Mädchen, die nach Beendigung der schulpflichtigen Zeit keine weitere Ausbildung machten, sank zweitens deutlich, während sich bei Männern in den neunziger Jahren nichts änderte.

3. Die Zahl junger Frauen, die sich auch im Alter von 18 Jahren noch in der Ausbildung befinden, stieg viel stärker an als die der Männer. 1997 betrug der Anteil 47,3% von allen 18jährigen jungen Frauen, ein Anstieg von 11 Prozentpunkten seit 1990. Der Anteil gleichaltriger junger Männer nahm derweil um 6 Prozentpunkte auf 46.7% zu.

4. Der Zugang von Frauen zu den Universitäten und anderen Institutionen der höheren Bildung hat sich ebenso rasant entwickelt, 21.9% von ihnen studierten 1997 – eine Steigerung von 10 Prozentpunkten gegenüber 1990. Damit haben sie die Männer überholt.

5. Lediglich in der beruflichen Bildung hat sich das Niveau für beide Geschlechter gleich entwickelt.

Junge Frauen haben in den neunziger Jahren enorme Bildungsfortschritte gemacht, ihr formales Qualifikationsniveau liegt gegen Ende der neunziger Jahre über dem der Männer. Die traditionelle Fächerwahl hingegen hat sich wenig verändert. Bei den für den Eintritt in die Universität nötigen Prüfungen sind die Unterschiede ausgeprägt und seit Mitte der achtziger Jahre fast konstant. Jungen dominieren mit mehr als 30% in Physik, in Mathematik, Informatik, Technologie, Ökonomie und Technik, Mädchen in Englisch und Fremdsprachen. Lediglich in Geschichte gibt es keinen Unterschied. Im Hinblick auf die Noten wiederum lassen sich keine nennenswerten Unterschiede feststellen. Im Studium setzten sich diese Differenzen in einigen Fächern fort. 1997/8 waren Ingenieurswissenschaften und Maschinenbau die populärsten Fächer der Männer, Frauen waren hier nur in geringer Zahl vertreten; das gleiche gilt für Informatik und Physik. Frauen waren demgegenüber in medizin-verwandten Fächern, Sprachen, sowie in den Erziehungswissenschaften und der Biologie in der Überzahl. Gleichzeitig gab es auch Gebiete, die von beiden Geschlechtern gleichermaßen gewählt wurden. Dies gilt für Betriebswirtschaft und Verwaltungswissenschaft, für Sozial-, Wirtschafts- und Politikwissenschaft, sowie Kunst und Design.
 In der Berufsausbildung verlief die Fächerwahl nach dem gleichen Muster (Arnot et al 1998: 16; EOC 2000: 4).

Wie haben sich die Voraussetzungen für einen sozial gleichen Zugang zum Arbeitsmarkt für Männer und Frauen in der letzten Dekade verändert? Am Ende der neunziger Jahre haben junge Frauen nicht nur bessere formale Voraussetzungen als zu Beginn der Dekade, lukrative Erwerbspositionen zu erreichen, darüber hinaus sind sie jungen Männern überlegen. Durch die anhaltend traditionelle Fächerwahl werden jedoch die Weichen dafür gestellt, daß diese Positionen für Männer und für Frauen unterschiedlich sein werden. Hochqualifizierte Frauen haben ihren Schwerpunkt im Bereich der Lehr-, Verwaltungs und Gesundheitsdienstberufe und sind damit für den öffentlichen Sektor prädestiniert, allerdings haben sie auch die nötigen Qualifikationen für Management-Positionen im privaten Sektor. Die Qualifikationen von Männern konzentrieren sich sowohl auf technische und technologische als auch auf Verwaltungs- und wirtschaftswissenschaftliche Berufe. Ihr Profil paßt damit zu den Anforderungen des öffentlichen und des privaten Sektors. Diese soziale Differenzierung zwischen den Geschlechtern durch Bildung muß jedoch nicht notwendigerweise zu sozialer Ungleichheit im Erwerbssystem führen. Der Sozialpolitik muß ein weniger günstiges Urteil ausgestellt werden. Das geringe Niveau von Kinderbetreuungseinrichtungen behindert die Erwerbstätigkeit von Frauen; der ökonomische Anreiz, diese Barriere zu überwinden und erwerbstätig zu sein ist auf der anderen Seite wegen der niedrigen staatlichen Transferleistungen stark, besonders für qualifizierte Frauen. Wie der eigentliche Zugang zum Arbeitsmarkt aussieht, und welche Formen dauerhafter Begünstigung oder Benachteiligung diese bildungs- und sozialpolitischen Ausgangsbedingungen unterstützen, soll im nächsten Abschnitt untersucht werden.

3. Repräsentation von Männern und Frauen im Beschäftigungssystem

3.1 Erwerbsbeteiligung

Staatliche Unterstützung von Kindererziehung und Zugang zu Bildung sind wesentliche Voraussetzungen für einen guten Zugang zum Beschäftigungssystem. In Großbritannien sind heute nur noch die Frauen weitgehend ausgeschlossen, denen beides fehlt: Mütter ohne formale Qualifikation. Weniger als ein Drittel dieser Mütter ist erwerbstätig und diese Situation hat sich gegenüber 1991 sogar deutlich verschlechtert.
 Besonders prohibitiv wirkt das sozialstaatliche Defizit für Alleinerziehende.

Daß die Erwerbsbeteiligung von Frauen in Großbritannien insgesamt in den neunziger Jahren dennoch weiter gestiegen ist
, geht allein auf das veränderte Verhalten aller übrigen Mütter zurück. Dabei stieg zwischen 1988 und 1998 die Erwerbsbeteiligung von Müttern mit Kleinkindern am stärksten, auf inzwischen 50%. Sie arbeiten auch eher als andere Frauen mit Kindern vollzeit.
 Diese zunächst paradox wirkende Situation wird auf dem Hintergrund der sozialstaatlichen Defizite plausibel. Es gibt keine öffentliche Kinderbetreuung für kleine Kinder und so müssen Mütter überlegen, ob sich Erwerbstätigkeit für sie lohnt. Teilzeitbeschäftigte qualifizierte Frauen würden fast ausschließlich für Kinderbetreuung arbeiten, unqualifizierte Frauen könnten sie auch dann nicht bezahlen. Es ist deshalb wenig erstaunlich, daß unqualifizierte Frauen mit nicht-schulpflichtigen Kindern selten erwerbstätig sind, aber mehr als die Hälfte aller Frauen mit mittleren und fast Dreiviertel aller mit höheren Qualifikationen (Government Statistical Service 1999: 122). Nachdem die Kinder eingeschult sind, ist Kinderbetreuung gewissermaßen kostenlos, damit ist Erwerbstätigkeit wesentlich leichter möglich und Teilzeitarbeit lohnt sich eher - entsprechend ist sowohl die Erwerbsbeteiligung als auch der Teilzeitanteil von Müttern in dieser Gruppe deutlich höher.

Ob Frauen Zugang zum Beschäftigungssystem haben, wird entscheidend von ihrem Bildungsgrad bestimmt. Inwieweit dies auch für die Qualität dieses Zugangs gilt, soll der nächste Abschnitt zeigen.

3.2 Der Zugang zu beruflichem Status und Geld
Status

Eine zunehmende Zahl erwerbstätiger Frauen arbeitet in den statushöchsten Professionen
, ihr Anteil stieg zwischen 1991 und 1998, um 3 Prozentpunkte auf 21.4 %. Dieses Wachstum fand vor allem in Führungspositionen des privaten und öffentlichen Sektors statt. Dieser ist erstens der quantitativ bedeutsamste und zweitens der mit den insgesamt niedrigsten Teilzeitquoten. von Frauen und Männern. Der andere für erwerbstätige Frauen wichtigste Beruf in dieser Statusgruppe ist Lehrerin und Dozentin. Ihr Anteil stieg leicht an, dafür ist der Teilzeitanteil doppelt so hoch wie im Management, und die Feminisierung des Berufes hat weiter zugenommen. Beides spricht für einen vergleichsweise geringeren Status dieser Gruppe. Auch die den leitenden Positionen im Gesundheits- und Bildungswesen zugeordneten qualifizierten Positionen gewannen leicht an Bedeutung für die Beschäftigung von Frauen. Dies geht besonders auf das Bildungswesen zurück. Die Zunahme von hochqualifizierter und qualifizierter Beschäftigung für Frauen ging mit einer Ausweitung von Teilzeitarbeit einher. An dem Status der betroffenen Frauen gegenüber Männern in der jeweiligen Gruppe wird sich deshalb wenig geändert haben.

Am anderen Ende der Hierarchie, bei den gering- und unqualifizierten Tätigkeiten
, verbesserte sich die Situation von Frauen ebenfalls. Zwischen 1991 und 1998 sank die Bedeutung von teilzeit-dominierten und am schlechtesten bezahlten Hilfstätigkeiten in Geschäften, Kantinen und bei Reinigungsfirmen auf 7.8%. Infolgedessen stellen inzwischen Männer die Mehrheit der Beschäftigten in dieser Kategorie.

Diese Verringerung sozialer Ungleichheit von Frauen in den statushöchsten und –niedrigsten Sektoren der Beschäftigungsstruktur geschah gleichzeitig mit einer Verschlechterung in anderen. Die Bedeutung der persönlichen Dienstleistungen wie Haushaltshilfen, Tagesmütter, Friseusen und Küchenpersonal stieg von 13.7% auf 16.4% aller beschäftigten Frauen, der Anteil der Verkäuferinnen blieb bei 10%. In beiden Bereichen stieg der Teilzeitanteil. Damit sind immer noch etwa ein Drittel aller Frauen in Berufen mit niedrigem Status beschäftigt, ihr Zugang zu Geld hat sich derweil durch den gestiegenen Teilzeitanteil sogar verschlechtert. Die Repräsentation von Männern in diesen Berufen hat hingegen leicht zugenommen, der Männeranteil lag aber 1998 immer noch bei unter einem Drittel.

Einkommen

Das relative Einkommen von vollzeitbeschäftigten Frauen hat sich im Laufe der neunziger Jahre erhöht. Dies zeigt sich, wenn man die Skala der Frauenlöhne in niedrige, mittlere und höhere teilt und vergleicht, wie groß die jeweiligen Kategorien 1991 und 1999 waren. Der Anteil aller Frauen in der bestbezahlten Gruppe stieg von einem Viertel auf ein Drittel, der in der mittleren von 22.9% auf 27.6%, der in der unteren fiel von 27.1% auf 22.5%. Auch gegenüber Männern hat sich das Einkommen vollzeitbeschäftigter Frauen in allen Berufsgruppen erhöht (Tabelle 3).

Auch die relativen Einkommen teilzeitbeschäftigter Frauen haben sich verbessert. 1991 noch lagen alle Teilzeiteinkommen unterhalb oder auf der Grenze zu den niedrigen Einkommen, demgegenüber verdienten teilzeitbeschäftigte Frauen 1999 in Führungspositionen, als Anwältinnen, Architektinnen und Psychologinnen sowie im Bildungs- und Gesundheitswesen mehr als ein Niedrigeinkommen von 190 Pfund (Tabelle 1). Der Abstand der darunter liegenden Einkommen zu dieser Grenze hat sich darüber hinaus in allen Berufen verringert, besonders deutlich in den Verkaufsberufen. Teilzeitarbeit ist also leicht aufgewertet worden. Durch ihre wachsende Verbreitung jedoch bleibt ein substantieller Anteil von Frauen bei niedrigen Löhnen.

Die Ergebnisse zeigen, daß sich soziale Ungleichheit zwischen den Geschlechtern in den neunziger Jahren weiter verringert hat. Das gestiegene weiblich Bildungsniveau geht mit wachsendem beruflichen Status von Frauen in den oberen und unteren Bereichen einher aber mit einer Verschlechterung im mittleren Bereich der professionellen Hierarchie. Dafür hat sich jedoch das relative Einkommen von Frauen im Zeitvergleich und gegenüber Männern in allen Berufen erhöht. Vergleich man diese Verbesserungen allerdings mit dem stark gestiegenen Bildungsniveau junger Frauen, fällt auf, daß sie in einem klaren Mißverhältnis stehen. Immer noch arbeitet eine substantielle Anzahl von Frauen in Berufen mit geringem oder ohne sozialen Status. Der Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen ist auch am Ende der neunziger Jahre noch deutlich und gerade bei den Führungspositionen besonders groß. Die wachsenden Potentiale von Frauen werden also nur ungenügend ausgeschöpft.

4. Ungleich besser? New Labours Reformen

Auf der Basis der bisherigen Analyse erscheinen im Hinblick auf einen verbesserten Zugang von Frauen zu den „ungleichheitsrelevanten Ressourcen“ professioneller Status und Geld die folgenden Probleme als die augenfälligsten. Erstens hat eine zunehmende Gruppe von Frauen ohne Qualifikation, die Kinder erziehen, einen marginalen Status, weil sie über lange Zeiträume hinweg keinen Zugang zu Erwerbsarbeit haben. Zweitens gibt es ein starkes Mißverhältnis von weiblichem Bildungsniveau und der Repräsentation von Frauen im Beschäftigungssystem. Drittens sind die Lohnunterschiede zwischen den Geschlechtern immer noch groß. Ich will abschließend die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Reformen von New Labour im Hinblick darauf betrachten, inwieweit sie eine Lösung für diese Probleme bieten.

Als Tony Blair 1997 zum Premierminister gewählt wurde, hatte seine Partei große Ansprüche. Großbritannien sollte grundlegend modernisiert, die Teilhabe der Bevölkerung am Reichtum der Gesellschaft verbessert werden. Um dies zu erreichen, wurden zwei programmatische Schwerpunkte gesetzt. Der erste lautet „Arbeit für alle die arbeiten können und Sicherheit für die, die es nicht können.“ Der zweite ist die Verbesserung des Bildungssystems (z.B. Green Paper 1998). New Labour nahm im Wahlkampf eine schon zu Beginn der neunziger Jahre von den Tories geführte Debatte über die „Underclass“ auf und skandalisierte Armut generell, aber besonders die Arbeitslosikeit von jungen Menschen und den Ausschluß alleinerziehender Frauen (z.B. Labour Wahlkampf-Broschüre 1996). Die Antwort darauf war das Welfare-to-work-Programm. Dieses soll Menschen in den Arbeitsmarkt integrieren und dafür sorgen, daß diese Beschäftigung ein Einkommen erbringt, das höher als Sozialhilfe oder andere Transferleistungen ist. Um dies zu erreichen, wurde erstens das New Deal for the Unemployed entwickelt. Es richtet sich an vier Zielgruppen. Die unter 25jährigen werden dazu verpflichtet, eine Arbeit aufzunehmen oder eine Fortbildung zu machen, wenn ihnen die Sozialleistungen nicht gekürzt werden sollen. Langzeitarbeitslose können entweder Weiterbildungskurse besuchen oder für ein Jahr Lohnsubventionen bekommen. Alleinerziehende mit Kindern im schulpflichtigen Alter werden zu ihrem Arbeitsamt eingeladen, wo sie eine Beratung über Arbeitsplätze, Weiterbildung und Kinderbetreuung erhalten. Das vierte Angebot richtet sich an Behinderte (http://www.newdeal.gov.uk). Da Frauen seltener als Männer von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen und unter 25jährige ohne Kinder seltener arbeitslos sind als Männer
, ist der größte Teil des Programmes nicht auf ihre speziellen Probleme abgestimmt. Sein speziell für Alleinerziehende entworfener Teil allein ist nicht imstande, die Barrieren von Müttern zum Arbeitsmarkt zu beseitigen.

Der zweite Teil von Welfare to Work ist von wesentlich größerer Bedeutung für die Beseitigung weiblicher sozialer Ungleichheit. Die Making Work Pay Strategie hat das Ziel, Löhne über das Sozialhilfeniveau zu heben. Um dieses Ziel zu erreichen, führte die Regierung im April 1999 ein gesetzliches Mindesteinkommen ein.
 Diese Regelung hat sich bereits positiv auf die Löhne der Beschäftigten in Gaststätten, Restaurants und Hotels ausgewirkt, d.h. es führte besonders für Frauen zu höheren Einkommen (IDS Report 787/99:10-14). Die Befürchtungen der Kritiker des Mindesteinkommens, daß dadurch Jobs verloren gehen würden, hat sich hingegen bisher nicht bestätigt. Der Dienstleistungssektor ist im Gegenteil seitdem weiter expandiert (IDS Report 794/99: 4f. u. 783/99).

Das Ziel, Erwerbstätigkeit für Menschen attraktiver zu machen, die Sozialleistungen beziehen, soll auch durch einige Veränderungen im Steuersystem erreicht werden. Wesentlich ist die Steuerermäßigung für Erwerbstätige mit Familie (Working Families Tax Credit). Eingeführt im Oktober 1999 garantiert sie einer Familie mit einem vollzeitbeschäftigten Mitglied ein Einkommen von mindestens £180 in der Woche durch staatliche Subventionen, die über die Arbeitgeber ausgezahlt werden; Familien, deren Einkommen unter £220 wöchentlich liegt, zahlen keine Einkommenssteuer.
 Diese Familien werden darüber hinaus bei ihren Ausgaben für Kinderbetreuung in größerem Umfang unterstützt.

Die beschriebenen Maßnahmen haben allein den Zweck, von Sozialhilfe abhängige Familien in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Für Familien mit höherem Einkommen ist diese Unterstützung nicht vorgesehen. Für sie hat sich noch nichts Durchschlagendes geändert. Labour garantiert den Zugang zu Vorschulerziehung für alle Vierjährigen; diese ist jedoch zu kurz, um mit Erwerbsarbeit kombinierbar zu sein. Darüber hinaus will die Regierung in den nächsten Jahren £300 Millionen in den Ausbau öffentlicher Kinderbetreuung investieren; sie verspricht Plätze für eine Million Kinder im Laufe der kommenden 5 Jahre, sowie, daß bis 2002 zwei Drittel aller Dreijährigen einen kostenlosen Platz in einer Kinderbetreuungseinrichtung haben werden (DfEE 1998 u. 2000). Es bleibt abzuwarten, wie groß der Umfang öffentlicher Betreuung tatsächlich sein wird. Dennoch läßt sich jetzt schon absehen, daß ein Wandel gegenüber der konservativen Familienpolitik eingetreten ist und sich die Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern werden.

Andere aktuelle arbeitsmarkt- und sozialpolitische Reformen, die die Beschäftigungssituation von Frauen verbessern sollen, sind zur Verringerung sozialer Ungleichheit letztlich zu schwach. Da ist erstens die Teilzeit-Direktive der Europäischen Kommission zur Verbesserung der Rechte von Teilzeitbeschäftigten (EU-Document 397L0081); als Reaktion darauf trat am 1. Juli 2000 in Großbritannien ein neues Gesetz in Kraft, das Teilzeitbeschäftigten das Recht auf gleiche Behandlung mit Vollzeitbeschäftigten desselben Arbeitgebers gibt, wenn sie denselben Typus von Arbeitsvertrag haben – der Arbeitszeit entsprechende Reduzierungen der Leistungen sind allerdings möglich (Statutory Instrument 2000 No. 1551). Damit soll zum Beispiel die Möglichkeit, höhere Löhne zu fordern, verbessert werden sowie der Zugang zu Weiterbildung, Betriebsrenten und anderen Leistungen erweitert werden. Angesichts des hohen Segregationsgrades in den Bereichen, in denen Frauen hauptsächlich teilzeit arbeiten, werden viele Beschäftigte jedoch keinen Vergleichsvertrag haben, auf den sie ihre Forderungen stützen können. Die Equal Opportunities Commission, 1975 von der Regierung gegründet und beauftragt, über die Einhaltung des Sex Discrimination- und Equal Pay Act zu wachen, hält das Gesetz unter anderem aus diesem Grund für ineffektiv (EOC 2000a).

Ebenfalls als Reaktion auf eine EU-Direktive führte die britische Regierung zweitens am 15. 12. 1999 das Recht auf dreizehn Wochen unbezahlten Elternurlaub ein (EOC 2000b). Auch dieses Gesetz ist ein Ergebnis einer Initiative auf europäischer Ebene, die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familie zu unterstützen und die Beschäftigung von Frauen besser abzusichern. Zu einer verbesserten Position von Frauen in der britischen Beschäftigungsstruktur wird es jedoch nicht beitragen.

5. Fazit

Die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Reformen der Regierung Blair sind vor allem im Hinblick auf eines der oben identifizierten Probleme effektiv: sie verbessern die Zugangsmöglichkeiten unqualifizierter Mütter zum Arbeitsmarkt und heben ihr Lohnniveau. Dies ist eine klare Veränderung gegenüber konservativer Sozialpolitik. Indem Welfare to Work den Schwerpunkt darauf setzt, ein Mindestniveau für die zu garantieren, die von Ausschluß bedroht sind, wird gleichzeitig auch die Tradition britischer Sozialpolitik als Armutspolitik fortgesetzt. Dieser Tradition entspricht auch die Überzeugung New Labours, daß alle, die irgendwie können, für ihren Unterhalt durch Erwerbsarbeit selber aufkommen müssen und daß es gerechtfertigt ist, wenn der Staat für Sozialleistungen Gegenleistungen verlangt. Bislang sind lediglich Jugendliche zur Arbeit oder Ausbildung verpflichtet, doch ist nicht auszuschließen, daß dem amerikanischen workfare ähnliche Maßnahmen in Zukunft auch für alleinerziehende Mütter gelten werden.

Das Mißverhältnis von weiblichem Bildungsniveau und Status von Frauen innerhalb des Beschäftigungssystems hingegen ist bislang nicht Gegenstand politischer Initiativen geworden. Die Vereinbarkeit von Familienarbeit und Erwerb für die Mittelschicht bleibt auch unter New Labour eine Privatangelegenheit – zu wenig wirksam sind die Umsetzungen der EU-Direktiven und der geplante Ausbau öffentlicher Kinderbetreuung. In bildungspolitischer Hinsicht sind wesentliche Weichen für mehr Gleichheit bereits in den achtziger Jahren gestellt worden – hier stößt Gleichstellungspolitik an Grenzen. Männer und Frauen haben unterschiedliche Präferenzen, die sich in der fortgesetzt verschiedenen Schul-, Berufs- und Universitätsbildung ausdrücken. Der Staat kann diese Wahlmöglichkeiten einschränken – und damit soziale Differenzierung aufheben. An der Verschärfung des schulischen Curriculums in den achtziger Jahren zeigt sich, daß solchermaßen erzwungene Egalität für Mädchen in den als „männlich“ geltenden Fächern bessere Ergebnisse gebracht hat als für Jungen in den als „weiblich“ geltenden. Trotz dieser Resultate jedoch treffen Mädchen, sobald sie die Möglichkeit dazu haben, wieder traditionelle Entscheidungen, Entscheidungen, durch die sie langfristig benachteiligt werden. Bildungspolitik kann erwachsenen Menschen keine Berufe aufzwingen; Beschäftigungspolitik sollte stattdessen dafür Sorge tragen, daß soziale Differenzierung nicht soziale Ungleichheit begründet. Dies ist angesichts der Konzentration von Frauen in den personenbezogenen Dienstleistungsberufen, die aufgrund niedriger Produktivität unter besonderem Rationalisierungsdruck stehen, kein leichtes Unterfangen. Es paßt darüber hinaus auch nicht zur sozial- und beschäftigungspolitischen Logik der Labour-Regierung. Unzufriedenheit der Bevölkerung mit den Leistungen des Gesundheitsdienstes und der Schulen sowie der ökonomische Boom haben die Regierung dennoch dazu veranlaßt, in diese Richtung zu gehen. Das Milliardenprogramm des Finanzministers wird in jedem Falle weitere Beschäftigung für Frauen im Laufe der nächsten Jahre bringen, ebenso hat man hat anerkannt, daß die Lohnanpassungsverfahren von Krankenpflegepersonal und LehrerInnen verändert werden müssen , um Personalmangel entgegenzutreten und neue Leistungsanreize zu setzen (IDS Report 796/99: 4f). Diese Initiativen werden keine Berge versetzen und möglicherweise nur so lange anhalten wie der ökonomische Boom. Sie stellen aber die Expansion qualifizierter Arbeitsplätze im sozialen Dienstleistungssektor sicher und bieten Schutz gegen die relative Verschlechterung der Löhne in diesem Bereich. Genaueres muß die Zukunft bringen.
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� Siehe Kreckel 1992, S. 13-39 für das hier verwendete Konzept sozialer Ungleichheit.


� Dies geschah ursprünglich in Form von vom ”Brotverdiener” abgeleiteten Rechten. Diese sind in vieler Hinsicht bis heute individualisiert worden (z.B. Ditch/Spicker 1999).


� Menschen ohne zusätzliche private Alterssicherung waren schon von Anfang an auf bedarfsgeprüfte Sozialleistungen angewiesen (Heß 1982: 315-320). Heute beträgt die staatliche Rente ungefähr 18% des Durchschnittseinkommens (Davis 1997: 10).


� Baker (1986: 422) spitzte dies folgendermaßen zu: “in Britain having children is regarded as a private indulgence of parents which should concern the community no more than their buying a house or car.”


� Dazu gehören Natur- und Verhaltenswissenschaften.


� 1991 erwarben 15.9% der Jungen Frauen mit 16 keinerlei weitere Ausbildung, 1999 waren es nur noch 11.3%. Der Anteil der Männer blieb bei etwa 17% konstant. (Government Statistical Service 1999: 40).


� Diese Angaben beziehen sich auf England (� HYPERLINK http://www.dfee.gov.uk/statistics/DB/SFR/s0027/index.htm ��http://www.dfee.gov.uk/statistics/DB/SFR/s0027/index.htm�, am 25.7. 2000).


� Der Anteil studierender Junger Männer stieg von 11.5% auf 17.9%. Diese Angaben beziehen sich auf England (� HYPERLINK http://www.dfee.gov.uk/statistics/DB/SFR/s0027/index.htm ��http://www.dfee.gov.uk/statistics/DB/SFR/s0027/index.htm�, am 25.7. 2000).


� Der Anteil von 18jährigen Männern stieg von 7.4% 1990 auf 12.5% 1997, von Frauen von 6.9% auf 12%. Diese Angaben beziehen sich auf England (� HYPERLINK http://www.dfee.gov.uk/statistics/DB/SFR/s0027/index.htm ��http://www.dfee.gov.uk/statistics/DB/SFR/s0027/index.htm�, am 25.7. 2000).


�Ingenieurswissenschaften/Maschinenbau: 15.9% aller Studenten; 2.3% aller Studentinnen;Informatik: 8.1% d. Männer - 1.8% d. Frauen; Physik: 6.8% d. Männer, 3.6% d. Frauen; medizin-verwandte Fächer: 10.3% d. Frauen - 2.9% d. Männer); Sprachen: 8.6% d. Frauen - 3.9% d. Männer; Erziehungswissenschaften: 7.8% d. Frauen - 2.5% d. Männer; Biologie: 7.8% d. Frauen - 5.4% d. Männer. Betriebswirtschaft/Verwaltungswissenschaft: 11.7% d. Männer - 11% d. Frauen; Sozial-, Wirtschafts-, Politikwissenschaft: 6.9% d. Männer - 8,7% d. Frauen; Kunst/Design: 6.5% d. Männer - 8.4% d. Frauen.


�Von 46% auf 37.4% für Mütter mit Kindern bis 15 Jahre (Central Statistical Office 1992:440 u. Government Statistical Service 1999: 122).


� Ihre Aktivitätsrate (nicht Erwerbsbeteiligung) lag 1997 20 Prozentpunkte unter der von in Partnerschaften lebenden Müttern ohne Qualifikation, bei 33% (IDS 1998: 31).


� Von 61.1% 1991 auf 63.2% 1998 (European Commission 1997; http://europa.eu.int/comm/eurostat.


�Zwischen 1988 und 1998 stieg die Beschäftigungsrate von Müttern mit Kindern von 0-4 J. von 36.2% auf 50.1%, 5-10 J. von 62.7 auf 67.6%, 11-15 J. von 71.9% auf 74.1%, 16-18 J. von 74.4 auf 80%. Bei Frauen ohne abhängige Kinder blieb sie bei 71%. 1998 waren 67.6% aller Mütter mit Kindern unter 5 J. vollzeit beschäftigt, aber nur 56.2% aller Mütter mit Kindern von 5-10J. (Government Statistical Service 1999: 119).


� 1998 betrug sie 67% für Mütter mit Kindern von 5-10, davon 43.8% teilzeit, 74.1% für Mütter mitKindern von 11-15, davon 39.6% teilzeit und 80% für Mütter mit Kindern von 16-18, davon 38.7% teilzeit (Government Statistical Service 1999: 119).


� Dazu gehören Management-Positionen in der öffentlichen Verwaltung, und dem privaten Sektor; IngenieurInnen und WissenschaftlerInnen, Lehrerinnen, Ärztinnen, Apothekerinnen und Anwältinnen; siehe Position 1) und 2) in Tabelle 1.


� Siehe Kategorie 9 der Tabellen 1 u. 2.


� Government Statistical Service 1999: 112 und  � HYPERLINK http://www.statistics.gov.uk ��http://www.statistics.gov.uk�, am 1.8.2000


� Es beträgt £ 3.60 (£ 3.70 ab Oktober 2000) in der Stunde für alle über 18jährigen (IDS Report 804/2000: 2f.).


� Dadurch wird eine ähnliche, aber weniger umfassende Leistung ersetzt (IDS-Report 795/99: 3).


� 70% davon werden ihnen erstattet, aber nicht mehr als £70 wöchentlich für ein Kind oder £105 für mindestens zwei (Missoc 1999: 42; Department for Social Security 2000).





PAGE  
12

